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Das Titelfoto zeigt den Beginn

der Arbeiten auf dem ehemaligen

Betriebsgelände der Elektrochemi-

schen Fabrik (ECF) in Kempen im

Frühsommer 2004.
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Mit der Vorlage des neuen AAV-

Jahresberichtes 2003/2004 können

wir auf eineinhalb Jahre Verbands-

arbeit, gerechnet von der konstitu-

ierenden Delegiertenversammlung

am 18. Februar 2003 an, zurück-

blicken. Als Zwischenergebnis ist

dazu festzustellen, dass die Zusam-

menarbeit der verschiedenen Mit-

gliedergruppen und die Abwicklung

der Verbandsaufgaben zwischen

Geschäftsstelle und den gewählten

Gremien des Verbandes in der Praxis

reibungsfrei funktioniert. Sicher ist

dies auch auf die langjährige Tätig-

keit des Vorgängerverbandes zurück-

zuführen, aus dessen Umfeld viele

der heute ehrenamtlich tätigen Ver-

bandsvertreter stammen. Es ist aber

auch das Ergebnis der Zusammen-

arbeit von Fachleuten, die in ihrem

Hauptberuf entweder vollständig

oder zumindest zeitweise mit der

Lösung von Umweltschutzaufgaben

befasst sind und die deshalb schnell

ein gemeinsames Verständnis für

die Arbeit des AAV entwickelt haben.

leistet der AAV neben der Erfüllung

seiner Aufgaben im Boden- und Grund-

wasserschutz auch einen wichtigen

Beitrag zur Wiedernutzung brachlie-

gender Altstandorte in den Städten

und Gemeinden.

Bedeutung hat dieses Flächenrecyc-

ling auch für das im Nachhaltigkeits-

programm der Bundesregierung ver-

kündete Ziel, den Naturflächenver-

brauch in den nächsten Jahren deutlich

zu reduzieren. Auch für die insbe-

sondere in NRW geführte Diskussion

über Maßnahmen zur Verhinderung

oder Verminderung des Einwohner-

rückgangs in Großstädten ist die

Bereitstellung sanierter Grundstücke

für die Wohnbebauung ein wichtiger

Beitrag.

Weil sich die gesetzlichen Aufgaben

des AAV nicht nur auf Altlasten

sondern auch auf schädliche Boden-

veränderungen bei noch laufenden

Betriebsstandorten erstrecken, prüft

die Geschäftsstelle zurzeit eine erste

Projektanmeldung aus diesem Bereich.

Es handelt sich um einen Galvanik-

betrieb, der aus eigenen Finanzmit-

teln die notwendigen Sanierungs-

maßnahmen für Boden und Grund-

wasser nicht mehr leisten kann.

Wir glauben, dass es hier sicher

noch viele weitere Bedarfsfälle gibt,

die bisher nur noch nicht von den

zuständigen Behörden erfasst worden

sind. Neben seiner praktischen Sa-

nierungstätigkeit als Projektträger

und Federführer von Sanierungspro-

jekten wird der AAV auch weiterhin

von Wirtschaftsunternehmen und

Behörden für Beratungsaufgaben bei

Altlastenfragen angefragt.

Vorwort des Verbandsvorsitzenden

Erfreulicherweise sind bis auf kleine

Restbeträge alle Zahlungszusagen

der AAV-Mitglieder für die ersten

drei Jahre der Laufzeit des Koope-

rationsvertrages eingehalten worden,

wobei die Zahlungen für das Jahr

2002 rückwirkend geleistet worden

sind. Der Verband war und ist damit

in der Lage, die im Maßnahmenplan

beschlossenen Altlastenprojekte

anzugehen und abzuwickeln.

Zwei Sanierungsprojekte in Mülheim

an der Ruhr und in Essen sind in-

zwischen schon technisch ganz

oder überwiegend abgeschlossen,

mehrere Sanierungsmaßnahmen

laufen zurzeit und bei verschiede-

nen Standorten finden im Augen-

blick die notwendigen Untersuchun-

gen und Planungen zur Vorbereitung

einer Sanierungsmaßnahme statt.

Mit der Namensänderung in Altlasten-

sanierungs- und Altlastenaufberei-

tungsverband NRW und der damit

verbundenen Aufgabenerweiterung

Dr. Heinz Bahnmüller,

Verbandsvorsitzender

des AAV

Vorwort des Vorstandes
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Trotz dieser positiven Arbeitsbilanz

ist es uns bisher noch nicht gelun-

gen, weitere Wirtschaftsunterneh-

men für eine freiwillige Mitgliedschaft

beim AAV zu gewinnen. Die derzei-

tigen ca. 140 Mitgliedsunternehmen

stammen ausschließlich aus den Be-

reichen Chemie, Entsorgung, Stahl

und Energie. Andere umweltrele-

vante Branchen, wie z. B. die Bau-

wirtschaft oder die NE-Metallindu-

strie sind nicht bzw. nicht mehr beim

neuen AAV vertreten.

Leider werden demnächst einige

Mitgliedsunternehmen aus der frei-

willigen Kooperation ausscheiden.

Die Ursachen hierfür sind vielfältig;

neben der schlechten Geschäftslage

wird auch die manchmal fehlende

Kontinuität der Umweltpolitik ge-

nannt, was sich aus Sicht der Wirt-

schaft beispielhaft an der kurzfristi-

gen Einführung des „Wassercent” in

NRW deutlich machen lässt.

Die Mehrzahl der Mitgliedsunterneh-

men der Wirtschaft sieht aber, dass

die Vorteile einer engen Koopera-

tion mit der Umweltpolitik in NRW

überwiegen und will das Koopera-

tionsmodell AAV weiter mittragen;

ein Modell, das täglich die erfolg-

reiche Zusammenarbeit zwischen

Wirtschaft, Landes- und Kommunal-

behörden praktiziert. Es könnte auch

ein Modell für die zukünftige Aus-

gestaltung umweltpolitischer Ziele

sein.

Vorwort des Vorstandes
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Bevor bei einer Sanierungsmaßnah-

me kontaminierter Boden bewegt

oder schadstoffbelastetes Grund-

wasser gereinigt wird, ist ein erheb-

licher Umfang an Untersuchungs-

und Planungsarbeiten zu leisten.

Dies bezieht sich nicht nur auf den

ingenieurtechnischen und naturwis-

senschaftlichen Teil der Sanierungs-

arbeiten, sondern auch und insbe-

sondere auf die Behandlung schwie-

riger Rechtsfragen und die Verhand-

lung der notwendigen Verträge.

Auf den AAV bezogen bedeutet

dies zunächst einmal die Prüfung

der eingegangenen Projektanmel-

dungen im Hinblick auf die Einbe-

ziehung und die Leistungsfähigkeit

von potenziellen Störern und ganz

allgemein auf das Vorliegen der

gesetzlichen Eingriffsvoraussetzun-

gen des AAV-Gesetzes.

Komplizierter werden die Vertrags-

verhandlungen, wenn bereits beste-

hende Altverträge zwischen Kommu-

nen und Störern einbezogen werden

sollen, bei denen zwischenzeitlich,

z. B. durch Grundstücksverkauf, die

Vertragspartner gewechselt haben.

Nicht zu vergessen sind bei der

Planung von Sanierungsmaßnahmen

die Belange der Nachbarschaft hin-

sichtlich Belastung durch Verkehr,

Lärm usw. oder auch durch eine

sich ausbreitende Grundwasserbe-

lastung.

Hier kann es dazu kommen, dass

neben den ordnungsrechtlichen und

sonstigen öffentlich-rechtlichen Ver-

fahren auch zivilrechtliche Verein-

barungen bzw. Klagen berücksich-

tigt werden müssen, die zum Teil

unabhängig von öffentlich-rechtli-

chen Verfahren betrieben werden.

Die nach Klärung aller Fragen und

Abschluss der notwendigen Verträge

durchzuführenden Untersuchungs-

arbeiten und die Abwicklung der

anschließenden Sanierungsmaß-

nahmen erscheinen uns manchmal

als der wesentlich einfachere Teil

der gesamten Projektabwicklung.

Der AAV tritt bei der Durchführung

der Sanierungsmaßnahmen in der

Regel als Projektträger und Feder-

führer auf, immer aber in enger

Abstimmung mit der anmeldenden

Kommune und ggf. auch mit weite-

ren Vertragspartnern des öffentlich-

rechtlichen Vertrages. Darüber hinaus

findet eine sehr effektive und erfolg-

reiche Zusammenarbeit mit anderen

zuständigen Landesbehörden statt,

die letztlich durch die Mitglied-

schaft des Landes NRW auch Teil

des Verbandsmodells sind.

Altlasten-Projektabwicklung
beim AAV

Sofern man sich mit der anmelden-

den Kommune über Anzahl und Ver-

ursachungsanteil der einzubezie-

henden Störer, d. h. Verursacher,

Gesamtrechtsnachfolger, Grund-

stückseigentümer und/oder Inhaber

der tatsächlichen Gewalt verstän-

digt hat, besteht die Aufgabe nun

darin, deren weitestgehende finan-

zielle Beteiligung an der Sanierungs-

maßnahme zu erreichen. Weil der

ordnungsrechtlich mögliche Weg

meistens sehr lang und oft mit unge-

wissem Ausgang verbunden ist,

streben wir in der Regel eine frei-

willige Beteiligung der Ordnungs-

pflichtigen im Rahmen eines öffent-

lich-rechtlichen Vertrages an. Auch

hierzu sind manchmal viele Verhand-

lungsrunden notwendig. Hinzu

kommt, dass mitfinanzierende Ord-

nungspflichtige bisweilen auch ein

Mitentscheidungsrecht bei den zu

planenden Sanierungsmaßnahmen

beanspruchen und damit häufig

auch hier ein umfangreicher Abstim-

mungsprozess stattfindet.

Gerhard Kmoch,

Geschäftsführer des AAV

Vorwort des Geschäftsführers
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Bereits im öffentlich-rechtlichen

Sanierungsvertrag wird die Frage

der Refinanzierung durch Wertstei-

gerung des Sanierungsgrundstückes

geregelt. Dazu wird auf die Rege-

lungen des § 25 BBodSchG Bezug

genommen bzw. es werden weitere

vertragliche Regelungen über eine

Beteiligung des AAV an den Verkaufs-

erlösen getroffen.

Die Frage der zukünftigen Grund-

stücksnutzung muss natürlich bereits

bei der Festlegung des Sanierungs-

konzeptes berücksichtigt werden.

Bei der Planung und Durchführung

der konkreten Sanierungsmaßnah-

me werden dann bereits Überlegun-

gen für eine notwendige Erschlie-

ßung des Sanierungsgrundstückes

einbezogen.

Nach Abschluss der Sanierung

unterstützt der AAV aus eigenem

Interesse die Kommune bei der

Suche nach zukünftigen Nutzern,

um möglichst frühzeitig zumindest

einen Teil der aufgewendeten

Sanierungskosten zurückerstattet

zu bekommen.

Im Sinne einer kontinuierlichen

Projektbearbeitung müssen lange

vor erfolgreichem Abschluss von

Sanierungsmaßnahmen die Planungs-

und Untersuchungsarbeiten für

neue Projekte begonnen werden, da

ja – wie vorstehend beschrieben –

die erforderlichen Vorarbeiten und

Verhandlungen viel Zeit in Anspruch

nehmen und …!

Vorwort des Geschäftsführers

Umfangreiche Vorarbeiten und Verhandlungen im Vorfeld

der Sanierungsmaßnahmen sichern den reibungslosen Ablauf

der Projekte
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Problemdarstellung

Die gesetzlichen Pflichten zur ord-

nungsgemäßen Abfallentsorgung

nach dem Kreislaufwirtschafts- und

Abfallgesetz (KrW-/AbfG) treffen

grundsätzlich neben den Besitzer

auch den Erzeuger von Abfällen.

Insoweit hat das KrW-/AbfG – im

Gegensatz zum alten Abfallrecht,

das nur Pflichten des Abfallbesitzers

als Zustandsverantwortlichem be-

gründete – das Verursacherprinzip

gestärkt, nach dem auch die Erzeuger

von Abfällen für deren Entsorgung

verantwortlich sind. Damit gelten die

Pflichten des KrW-/AbfG auch für

denjenigen Personenkreis, der un-

abhängig von einer tatsächlichen

Sachherrschaft für den Anfall von

Abfällen verantwortlich ist oder die

Abfälle behandelt hat.

Der Abfallerzeuger ist grundsätz-

lich verpflichtet, den bereits ange-

fallenen Abfall vorrangig und unver-

züglich zu verwerten, § 5 Abs. 2

KrW-/AbfG. Gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1

KrW-/AbfG hat dies ordnungsgemäß

und schadlos zu erfolgen. Abfälle,

die nicht verwertet werden, müssen

durch den Abfallerzeuger unver-

züglich gemäß § 11 Abs.1 KrW-/AbfG

nach den Grundsätzen der Gemein-

wohlverträglichkeit des § 10

KrW-/AbfG beseitigt werden.

Dem Abfallerzeuger obliegen die

Erfüllung der Nachweispflichten gemäß

der Verordnung über Verwertungs-

und Beseitigungsnachweise (Nach-

weisverordnung – NachwV).  § 3 Abs. 1

Satz 1 NachwV sieht beispielsweise

vor, dass grundsätzlich der Abfall-

erzeuger vor der Durchführung der

beabsichtigten Entsorgung einen

Nachweis über deren Zulässigkeit

zu führen hat. Zu den wesentlichen

Pflichten des Abfallerzeugers gehört

auch, darauf zu achten, dass das zu

beauftragende Transportunterneh-

men beim Transport von schadstoff-

verunreinigtem Erdaushub und Bau-

schutt die erforderliche Transport-

genehmigung nach § 49 Abs.1

KrW-/AbfG hat. Schließlich sind

Abfallerzeuger, bei denen jährlich

bestimmte Mengenschwellen über-

schritten werden, gemäß §§ 19

und 20 KrW-/AbfG zur Erstellung

von Abfallwirtschaftskonzepten und

-bilanzen verpflichtet.

Der AAV als Abfallerzeuger
bei Altlastensanierungsprojekten

Im Rahmen von Sanierungs- und Flä-

chenaufbereitungsmaßnahmen führt

der AAV die erforderlichen Abbruch-,

Erdaushub-, Transport- und Entsor-

gungsmaßnahmen nicht selbst, d. h.

mit eigenem Personal bzw. eigenem

technischen Gerät durch, sondern be-

auftragt hierzu geeignete Fachunter-

nehmen mit der Durchführung der

Arbeiten. Bisweilen steht der AAV vor

schwierigen Fragestellungen, wenn

die Zulässigkeit der vorgesehenen

Entsorgung mit den geltenden abfall-

rechtlichen Rahmenbedingungen

abgeglichen werden muss. Welche

Entsorgungswege können bzw.

müssen eingeschlagen werden?

Dürfen die Abfälle verwertet oder

müssen sie beseitigt werden?

Die Rolle des AAV als Abfallerzeuger bei der
Altlastensanierung

Einleitung

Mit der Aufstellung und Fortschrei-

bung seines Maßnahmenplans im ab-

gelaufenen Geschäftsjahr und der für

die zweite Jahreshälfte 2004 erwar-

teten erneuten Fortschreibung sei-

ner Agenda ist der AAV wieder auf

das Feld der Altlastenbearbeitung

zurückgekehrt. Entsprechend der ge-

setzlichen Aufgabenstellung konzen-

triert sich die Arbeit des Verbandes

im Bereich der Altlastensanierung

auf Maßnahmen zur Gefahrenabwehr

und Flächenaufbereitung. Bei der Sa-

nierung von Altlasten und schädli-

chen Bodenveränderungen durch

den AAV, insbesondere bei Dekon-

taminationsmaßnahmen nach § 2

Abs. 7 Nr. 1 Bundes-Bodenschutzge-

setz (BBodSchG), sowie beim Ab-

bruch von kontaminierten Gebäuden

im Zuge der Aufbereitung von Alt-

lastenflächen für eine konkret ange-

strebte neue bauliche Nutzung, fal-

len Abfälle an, die nach den gesetz-

lichen Vorschriften ordnungsgemäß

entsorgt werden müssen. Gut ein

Jahr nach Wiederherstellung seiner

vollen Funktionsfähigkeit und Ver-

abschiedung seines Maßnahmen-

plans muss sich der AAV im Rahmen

der Durchführung von Altlasten-

projekten auch mit ihm in der tägli-

chen Arbeit begegnenden abfall-

rechtlichen Fragestellungen ausein-

ander setzen. Hierbei stellt sich auch

die Frage nach der Rolle des AAV

als Abfallerzeuger und der mit die-

ser Position verbundenen Sorgfalts-

pflichten. Der folgende Beitrag skiz-

ziert die mit dieser Fragestellung

verbundenen Probleme ein wenig

näher .              .

Rechtsfragen
      bei der Altlastensanierung
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Bestehen im Einzelfall Andienungs-

und Überlassungspflichten? Welche

Nachweispflichten bestehen? Im

Einzelfall ist zu klären, ob die bei

der Altlastensanierung anfallenden

Abfälle – sofern sie beseitigt werden

sollen – nach § 13 Abs. 1 Satz 2

KrW-/AbfG dem zuständigen öffent-

lich-rechtlichen Entsorgungsträger

überlassen werden müssen oder

dieser die Abfälle von der öffent-

lich-recht-lichen Entsorgung gemäß

seiner Abfallsatzung ausgeschlos-

sen hat. Relevant ist ferner, ob die

Abfälle gegenständlich von den Re-

gelungen eines für verbindlich erklär-

ten Abfallwirtschaftsplans erfasst

werden mit der Folge, dass nur be-

stimmte Entsorgungsanlagen für die

Beseitigung zugelassen sind.

Die Beantwortung dieser Fragen

hängt davon ab, ob der AAV im Rah-

men von Altlastensanierungsprojek-

ten, an denen er sich beteiligt, Ab-

fallerzeuger ist.

Gemäß § 3 Abs. 5 KrW-/AbfG sind

Abfallerzeuger diejenigen natürlichen

oder juristischen Personen, durch

deren Tätigkeit Abfälle angefallen

sind (1. Alt.) – vom „Ersterzeuger”

spricht insofern lediglich Art. 1 b

der EG-Abfallrahmenrichtlinie – oder

die Person, die Vorbehandlungen,

Mischungen oder sonstige Behand-

lungen vorgenommen hat, die eine

Veränderung der Natur oder der Zu-

sammensetzung von Abfällen bewirken

(2. Alt. – Stichwort: „Abfallveränderer”).

Da der Abfall durch eine Tätigkeit

„angefallen” sein muss (vgl. § 3

Abs. 5, 1. Alt. KrW-/AbfG), ist es

erforderlich, dass der Erzeuger den

Anfall der Abfälle maßgeblich be-

wirkt. Erst mit der Erfüllung einer der

Entledigungstatbestände des § 3

Abs. 2 bis 4 KrW-/AbfG kann eine

bewegliche Sache zu Abfall werden.

Da im Rahmen der Durchführung von

Sanierungsmaßnahmen, an denen

sich der AAV beteiligt, der Zweck

der Arbeiten nicht auf die Gewinnung

von Bodenaushub, sondern auf die

Beseitigung einer Gefahrensituation

gerichtet ist, wird der Entledigungs-

wille gemäß § 3 Abs. 3 Satz 1 Nr.1

KrW-/AbfG kraft Gesetzes fingiert.

Der AAV ist demnach Erzeuger der

bei Sanierungsmaßnahmen entste-

henden Abfälle, wenn durch seine

Tätigkeit im Sinne von § 3 Abs. 5

KrW-/AbfG die Abfälle angefallen sind.

In der abfallrechtlichen Literatur wird

als Abfallerzeuger überwiegend der-

jenige angesehen, der im Zeitpunkt

des Abfallanfalls die tatsächliche Sach-

herrschaft, d. h. den unmittelbaren

Besitz hat (vgl. Fluck, Kreislaufwirt-

schafts-, Abfall- und Bodenschutz-

recht, Kommentar, Loseblatt, Band 1,

§ 3 KrW-/AbfG Rn. 267). Bei Arbeiten

auf fremden Grundstücken ohne Sach-

herrschaft am Grundstück, etwa durch

Abbruch- und Bauunternehmen, wird

die Auffassung vertreten, dass der

Eigentümer im Regelfall die alleinige

Sachherrschaft über die entstehen-

den Stoffe hat und er den Prozess

der Abfallentstehung steuert (Jarass/

Ruchay/Weidemann [Hrsg.], Kommen-

tar zum KrW-/AbfG, Loseblatt, § 19

KrW-/AbfG Rn. 37). Dies gelte auch

dann, wenn dem dienstleistenden

Unternehmen nicht nur einzelne Ge-

werke obliegen, sondern es beispiels-

weise als Generalunternehmer die

Abbrucharbeiten umfassend ausführt,

dabei aber nicht selbst die Entsor-

gung übernimmt (vgl. Jarass/Ruchay/

Weidemann, a. a. O.). Im Ergebnis

wäre danach bei Sanierungsarbeiten

in der Regel der Grundstückseigen-

tümer bzw. -besitzer als Abfallerzeu-

ger anzusehen.

Eine Übertragung dieser Überle-

gungsansätze auf den AAV ließe

außer acht, dass der AAV im Rah-

men von Sanierungsprojekten regel-

mäßig als Maßnahmenträger fungiert

und damit federführend ein Sanie-

rungsprojekt lenkt und – im Regel-

fall – auch zum wesentlichen Teil

finanziert. Die Rolle des AAV als

Maßnahmenträger bei Altlastensa-

nierungs- und Altlastenaufberei-

tungsprojekten wird dadurch unter-

strichen, dass der AAV in der Regel

in den von ihm praktizierten öffent-

lich-rechtlichen Verträgen mit den

anmeldenden Kommunen ausdrück-

lich die Maßnahmenträgerschaft

übernimmt und die zur Durchfüh-

rung von Sanierungsmaßnahme not-

wendigen Aufträge an Abbruch-,

Aushub-, Transport- und Entsorgungs-

unternehmen im eigenen Namen

vergibt. Auch im Rahmen der Ab-

wicklung einer Sanierungsmaßnah-

me behält sich der AAV die Letzt-

entscheidung vor. Die Projektsteu-

erung erfolgt durch den beauftrag-

ten AAV-Projektleiter, auch hinsicht-

lich der sich ergebenden Fragen

zum Verbleib der Entsorgung der

Abfälle aus der Altlastensanierung.

Gleichzeitig besteht eine enge

Abstimmung der Vorgehensweise

des externen – vom AAV beauftrag-

ten – Projektsteuerers und der ein-

geschalteten Fachunternehmen mit

dem AAV.

Aus den vorgenannten Gründen ist

der AAV die Person, die den be-

stimmenden Einfluss über die Hand-

lungen hat, durch die Abfälle anfal-

len. Im Regelfall ist der AAV des-

halb als Abfallerzeuger anzusehen.

Rechtsfragen
      bei der Altlastensanierung
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Konsequenzen aus der
Abfallerzeugerstellung des AAV

Mit der Stellung als Abfallerzeuger

treffen den AAV grundsätzlich die

eingangs darstellten abfallrechtlichen

Pflichten einschließlich der damit

zusammenhängenden Beachtung

der Sorgfaltspflichten bei der Auswahl

von Entsorgungsunternehmen.

Auch wenn der AAV als Abfallerzeu-

ger die Entsorgung von Abfällen

nicht selbst auszuführen braucht,

sondern andere beauftragen kann,

§ 16 Abs. 1 Satz 1 KrW-/AbfG,

lässt die Auftragserteilung die

fortbestehende Verantwortlichkeit

des Auftraggebers unberührt, § 16

Abs. 1 Satz 2 KrW-/AbfG.

Damit gelten auch für den AAV bei

der Beauftragung von Transport-

und Entsorgungsunternehmen die in

den Grundsatzentscheidungen des

Bundesgerichtshofs aus dem Jahr

1994 (Urteile vom 02.03.1994

– Az.: 2 StR 604/93 und 620/93 –

Stichworte „Falisan I und II”) auf-

gestellten Sorgfaltsmaßstäbe bei

der Beauftragung Dritter mit der

Erfüllung von Abfallpflichten.

Der AAV kommt den ihm obliegen-

den Auswahlpflichten dadurch nach,

dass er Aufträge an qualifizierte Ent-

sorgungstransporteure und -unter-

nehmen – in der Regel Entsorgungs-

fachbetriebe vergibt, was letztlich zur

Minimierung seines Haftungsrisikos

geboten ist.

Hier steht der AAV als Abfallerzeu-

ger in einem Spannungsfeld, da er

einerseits die ihm obliegenden Sorg-

faltspflichten bei der Beauftragung

Dritter mit der Erfüllung seiner abfall-

rechtlichen Pflichten beachten muss

– was in der Regel nur durch Beauf-

tragung eines Entsorgungsfachbe-

triebes zu gewährleisten ist – und

andererseits als öffentlicher Auftrag-

geber im Rahmen von Ausschreibun-

gen verpflichtet ist, darauf zu achten,

dass Bewerber, die die Zertifizierung

als Entsorgungsfachbetrieb nicht

haben, aber gleichwohl zuverlässig

sind, nicht diskriminiert werden.

Es obliegt dem AAV als öffentlichem

Auftraggeber im Sinne von § 98 Nr. 2

des Gesetzes gegen Wettbewerbs-

beschränkungen (GWB) – danach

sind öffentliche Auftraggeber juristi-

sche Personen des öffentlichen Rechts,

die zu dem besonderen Zweck

gegründet wurden, im Allgemein-

interesse liegende Aufgaben zu

erfüllen, wenn sie überwiegend mit

öffentlichen Mitteln finanziert werden,

was auf den AAV zutrifft – im Rah-

men der Vorbereitung der Ausschrei-

bungsunterlagen die Anforderungen

an die Bewerber zur Zuverlässigkeit,

Sach- und Fachkunde so zu defi-

nieren, dass kein Anbieter diskrimi-

niert wird. Regelmäßig verlangt der

AAV deshalb in den Vergabeunter-

lagen den Nachweis, dass die Bewer-

ber die Anforderungen der Entsor-

gungsfachbetriebeverordnung ein-

halten bzw. lässt es genügen, wenn

gleichwertige Nachweise erbracht

werden.

In der Praxis können Risiken z. B.

darin bestehen, dass das beauftrag-

te Entsorgungsunternehmen insol-

vent wird und den Betrieb einstellt,

bevor die Leistung vollständig er-

bracht wurde oder das beauftragte

Unternehmen den Behandlungser-

folg nicht oder nicht ordnungsge-

mäß erreicht oder den behandelten

Boden nicht ordnungsgemäß verwer-

tet hat und zur Erfüllung der dann

erforderlichen Maßnahmen wirt-

schaftlich nicht mehr in der Lage

ist. Da sich die Verantwortung des

Abfallerzeugers auf den gesamten

kontaminierten Boden bezieht, fällt

die Verantwortlichkeit für den nicht

oder nicht ordnungsgemäß behan-

delten Boden auf den Auftraggeber,

d. h. den Abfallerzeuger, zurück.

Dessen Verantwortung endet erst,

wenn die abfallrechtlichen Grund-

pflichten gemäß §§ 5 Abs. 2, 11

Abs. 1 KrW-/AbfG vollständig erfüllt

sind.

Haftungsadressat des
Abfallrechts

KrW-/AbfG

Abfallerzeuger
Abfallveränderer

(§ 3 Abs. 5)

Abfallbesitzer
(§ 3 Abs. 6)

Drittbeauftragung nach § 16 Abs.1 KrW-/AbfG:
                Verantwortung besteht fort!

Rechtsfragen
      bei der Altlastensanierung
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Der AAV wird als public-private-

partnership-Modell von der Wirt-

schaft in NRW, vom Land NRW und

den Kreisen und kreisfreien Städten

finanziert.

Demzufolge findet innerhalb der

AAV-Gremien auch ein Abstimmungs-

prozess zwischen diesen Mitglie-

dergruppen über Art und Umfang

der zu bearbeitenden Altlastenpro-

jekte statt, der am Ende zu einem

abgestimmten Maßnahmenplan

führt. Aufgabe der Geschäftsstelle

ist es dann, die in den Maßnahmen-

plan aufgenommenen Projekte ent-

sprechend ihrer Dringlichkeit, Um-

setzbarkeit und Finanzierbarkeit zu

realisieren.

Anmeldungen von Altlastenprojek-

ten können beim AAV nur durch die

Kreise, Städte und Gemeinden vor-

genommen werden. Die Geschäfts-

stelle des AAV prüft, ob die Anmel-

deunterlagen vollständig sind und

ob das jeweils angemeldete Projekt

die gesetzlichen Eintrittsvorausset-

zungen des AAV erfüllt. Weiterhin

wird vom technischen Bereich die

Gefährdung, die von einer Altlast

ausgeht, und die Möglichkeit der

Wiedernutzung einer Fläche im

Rahmen eines Flächenrecyclingpro-

grammes beurteilt.

Der Vorschlag der Geschäftsstelle

wird dann der Kommission für Alt-

lasten und Bodenschutz des AAV

zur Beratung vorgelegt. Diese Kom-

mission, in der Vertreter der Wirt-

schaft und der Kreise und Städte

mitwirken, ist das Fachgremium des

Verbandes, das die Vorschläge der

Geschäftsstelle prüft und eine Em-

pfehlung an Vorstand und Delegier-

tenversammlung abgibt. Nach Be-

schluss durch die Delegiertenver-

sammlung folgt noch die Prüfung

durch das Ministerium für Umwelt

und Naturschutz, Landwirtschaft

und Verbraucherschutz des Landes

NRW (MUNLV). Danach ist der Maß-

nahmenplan abschließend geneh-

migt.

Altlastensanierung durch den AAV

Da im ganzen Jahr fortlaufend Pro-

jektanmeldungen erfolgen, wird der

Maßnahmenplan mindestens einmal

im Jahr fortgeschrieben.

Ortstermin mit der Kommission für Altlasten und Bodenschutz

Altlastensanierung
            und Flächenrecycling
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Öffentlich-rechtlicher Vertrag

Zur konkreten Abwicklung eines

Sanierungsprojektes schließt der AAV

mit dem anmeldenden Kreis oder

der Stadt einen öffentlich-rechtlichen

Vertrag, in den weitere Behörden

und auch Dritte eingebunden sein

können. Dieser Vertrag regelt im We-

sentlichen Art und Umfang der Sanie-

rungsmaßnahme, die Finanzierung

und die Aufgabenverteilung der Pro-

jektpartner. Wenn immer möglich und

sinnvoll, übernimmt der AAV die

Federführung der Sanierungsprojek-

te und vergibt die erforderlichen

Sanierungsaufträge in eigenem

Namen, natürlich immer in enger

Abstimmung mit den anderen Pro-

jektpartnern.

Telefonische bzw. schriftliche Anfrage an den AAV

Formale Anmeldung des Projektes beim AAV

Vorstellung des Projektes in der Kommission
für Altlasten und Bodenschutz

Vorstellung des Projektes im AAV-Vorstand

Beschlussfassung durch die Delegiertenversammlung
über die Aufnahme des Projektes in den Maßnahmenplan des AAV
Die Delegiertenversammlung des AAV tagt in der Regel jährlich im Herbst

Vorlage des Maßnahmenplanes bei der Aufsichtsbehörde (MUNLV)
zur Genehmigung
Erst nach der Genehmigung durch das Umweltministerium ist das Projekt

endgültig im Maßnahmenplan aufgenommen.

Erste Prüfung der Eintrittsvoraussetzungen für den AAV

Weiter gehende Prüfung der Eintrittsvoraussetzungen durch die

Geschäftsstelle des AAV und Aufbereitung der Daten für die Gremien

Diskussion des Projektes insbesondere hinsichtlich Machbarkeit,

Verhältnismäßigkeit, technischer Maßnahmen.

Abgabe einer Empfehlung an den AAV-Vorstand

Diskussion des Projektes, Beschluss über die Vorlage des Projektes

auf der Delegiertenversammlung, ggf. Beschluss zum vorzeitigen

Maßnahmenbeginn bei Vorliegen einer besonderen Dringlichkeit

Ablauf des Anmeldeverfahrens beim AAV

Altlastensanierung
            und Flächenrecycling
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Seit dem In-Kraft-Treten des neuen

AAV-Gesetzes (AAVG) am 26. No-

vember 2002 können Kreise, kreis-

freie Städte und kreisangehörige

Gemeinden in NRW beim Verband

wieder Altlastensanierungsprojekte

anmelden. Dabei übernimmt der AAV

gemäß § 2 Abs. 1 AAVG neben Gefah-

renabwehr- auch Flächenrecycling-

maßnahmen.

Üblicherweise wird mit den zuständi-

gen Behörden vor einer formalen An-

meldung abgestimmt, ob die Gege-

benheiten eines Projektes den Ein-

trittsvoraussetzungen des AAV ent-

sprechen. So haben sich bis Juni 2004

34 Kommunen zu 67 Projekten im

Hinblick auf eine mögliche Aufnahme

in den Maßnahmenplan beraten lassen.

Anfragen, Anmeldungen und Projekte im Maßnahmenplan des AAV

24 Projekte wurden bis Juni 2004

schließlich angemeldet und in den

Gremien des AAV vorgestellt. Hiervon

sind mittlerweile 19 Projekte mit

37 Einzelmaßnahmen in den Maß-

nahmenplan aufgenommen worden;

bei einem weiteren Projekt beschloss

der AAV-Vorstand wegen der beson-

deren Dringlichkeit die kurzfristige

Durchführung der Maßnahme, dieses

Projekt soll in der nächsten Dele-

giertenversammlung im November

2004 in den Maßnahmenplan auf-

genommen werden.

Die nächste Fortschreibung des

Maßnahmenplanes soll im Novem-

ber 2004 erfolgen. Hierzu sind

bereits mehrere Projekte beim AAV

angemeldet worden bzw. sollen noch

rechtzeitig angemeldet werden.

Bei 39 der 67 bisher neu an den

AAV herangetragenen Projekte sind

reine Gefahrenabwehrmaßnahmen

geplant. In 28 Fällen sollen die Flä-

chen einer neuen Nutzung als Wohn-

oder Gewerbegebiet zugeführt wer-

den, vorher ist jedoch eine Boden-

und/oder Grundwassersanierung

geboten.

Einen Überblick über die ehemalige

Nutzung der Flächen bzw. Art der

Betriebe der angefragten, angemel-

deten bzw. in den Maßnahmenplan

aufgenommenen Projekte gibt die

Tabelle. In der überwiegenden Zahl

der Fälle ist bei den betroffenen

Flächen nicht nur der Boden,

sondern auch das Grundwasser

verunreinigt.

Bei Grundwasserverunreinigungen

besteht besonderer Handlungsbe-

darf, weil hier die Gefahr einer flächen-

haften Ausdehnung der Schadstoffe

vom Standort aus mit der Grundwas-

serfließrichtung gegeben ist. In diesen

Fällen müssen ggf. die Brauchwas-

serentnahmen eingeschränkt werden,

auch können Oberflächengewässer

bedroht sein. Bei fünf der angemel-

deten bzw. im Maßnahmenplan be-

findlichen Projekte ist durch eine

Grundwasserveruneinigung sogar

die Trinkwassergewinnung gefährdet,

da die Schadensquelle auf einem

Altstandort bzw. einer Altabagerung

am Rande eines Trinkwasserschutz-

gebietes liegt. Bei einem Projekt be-

findet sich die Schadensquelle in der

Nähe eines Wasserwerkes, wobei

hier bereits die Rohwasserqualität

beeinträchtigt ist.

Ehemalige Nutzung der Flächen
bzw. Art des Betriebes

Altablagerungen
Metallbe- und -verarbeitung
Großwäschereien/chem. Reinigungen
Chemiestandorte
Zechengelände
Hüttengelände
Tankstellen
Holzbe- und -verarbeitung
Gerberei
Weberei
Ziegelwerk
Dachpappenfabrik
Asbestwerk
Schießstand
Rüstungsaltlast
Gaswerk
Tierkörperverwertung
Noch unbekannt

Gesamt

15
11
10

7
6
3
3
2
1
1
1
1
1
1
1
1
1
1

67

Altlastensanierung
            und Flächenrecycling
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Der aktuelle Maßnahmenplan 2003.2 des AAV

Altlastensanierung
            und Flächenrecycling
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Vorwort
Vor gar nicht langer Zeit, als Wohnen

und Arbeiten noch zusammengehörten,

Autos oder öffentlicher Nahverkehr

unbekannt oder nicht vorhanden waren,

entstanden neue Arbeitsplätze meist

in der Nähe bestehender Siedlungen.

Mit dem Wachsen der Städte lagen sol-

che Betriebe dann auf einmal im inner-

städtischen Bereich oder in besonders

attraktiven Entwicklungsachsen.      .

Viele dieser Standorte wurden im Lau-

fe der Jahre aufgeben, u. a., weil die

Unternehmen aus dem engen Umfeld

herauswuchsen und auf der „grünen

Wiese” neu bauten oder weil sie ein-

fach kapitulierten. Die ehemaligen Be-

triebe verfielen und zeugen heute noch

häufig als weniger schöne „Denkmale”

von einer früheren Industrialisierung.

Ruinen und Brachen, mit denen kei-

ner etwas anfangen wollte oder konn-

te. Denn oft waren diese ehemaligen

Betriebsgelände mit Schadstoffen aus

der Produktion verunreinigt und eine

Wiedernutzbarmachung mit unabseh-

baren finanziellen Risiken behaftet.

Wertvoller städtischer Entwicklungs-

raum konnte nicht genutzt werden.

.

Der AAV hat sich in diesem Zusam-

menhang die Aufgabe gestellt, den

Kommunen Wissen und Erfahrung in

der Abwicklung von Sanierungs-

projekten zur Verfügung zu stellen.

Vor allem aber hilft der AAV das un-

bestreitbar große finanzielle Risiko mit-

zutragen, das ein Flächenrecycling

birgt. So wird es manchen Gemeinden

erst möglich, über eine solche Maßnah-

me nachzudenken.                  .

Standortplanung

Ein gutes Beispiel für die Aktivität

des AAV im Hinblick auf die Wieder-

gewinnung städtischen Entwicklungs-

raums ist der Standort der ehemali-

gen Lederfabrik Wilhelm Imsande

GmbH & Co. KG in Halle (Westf.).

Dieses ca. 2,2 Hektar große Ge-

lände, der noch bis ins Jahr 1986

Abb. 1: Blick von Süden auf die ehemalige Gerberei „Imsande”

Abb. 2: Blick nach Süden auf die ehemaligen Klärteiche

betriebenen ehemaligen Gerberei,

liegt eingebettet in einem noch weit-

gehend landwirtschaftlich gepräg-

ten Umfeld (Abb. 1). Interessant

für ein Flächenrecyclingprojekt des

AAV ist dieses Areal dennoch, da

es in der einzig verbliebenen Ent-

wicklungsachse des Ortskerns von

Halle für Wohnbauprojekte liegt.

Das Beispiel des Standortes der ehemaligen
Gerberei “Imsande” in Halle (Westf.)

Altlastensanierung
            und Flächenrecycling

Flächenrecycling
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Geologisch-hydrogeologische
Verhältnisse

Das Untersuchungsgebiet wird ge-

prägt von den unterschiedlich mäch-

tigen Sandablagerungen eiszeit-

licher Schmelzwässer, die unterlagert

werden von undurchlässigen Ge-

schiebemergeln bzw. -lehmen. An

der Südgrenze des Untersuchungs-

gebietes befinden sich Auenablage-

rungen des nahe gelegenen Kleine-

baches. Neben diesen „gewachse-

nen” Böden trifft man oberflächen-

nah, vor allem im Bereich der ehe-

maligen Betriebsgebäude, auf vom

Menschen geschaffene bzw. verän-

derte Bodenschichten.

Aufgrund der o. g. Bodenschichtung

existiert im Untersuchungsgebiet

ein oberflächennaher, relativ gut

durchlässiger Grundwasserleiter in

den sandigen Deckschichten. Die

unterlagernden Geschiebemergel

bzw. -lehme funktionieren aufgrund

ihrer abdichtenden Wirkung dage-

gen als Grundwasser stauende

Schichten. Der Grundwasserspiegel

befindet sich – je nach den voraus-

gegangenen Niederschlagsmengen

– nur wenige Dezimeter unterhalb

der Geländeoberkante (GOK). Die

generelle Grundwasserfließrichtung

ist im Untersuchungsgebiet nach

Süden auf den Kleinebach gerich-

tet, der als Vorflut wirkt.

Gefahrenpotenzial

Aufgrund der langjährigen Nutzung

des Geländes als Gebereistandort

wurden massive Verunreinigungen

des Bodens verursacht. Die während

des Betriebes u. a. angefallenen,

stark chromhaltigen Abwässer wur-

den nach einer Vorbehandlung in

Absetzbecken und -teichen im süd-

lichen Geländeteil (Abb. 2) dem

Vorfluter Kleinebach zugeführt. Die

Teiche waren unten offen, sodass

die Absetzmassen in den Untergrund

entwässern konnten. Die aus der

Lederproduktion anfallenden Klär-

schlämme wurden anschließend auf

die umliegenden Felder als Dünger

aufgebracht.

Insgesamt wurde auf ca. 3/4 der

Geländefläche eine meist oberflächen-

nahe, stellenweise bis in eine Tiefe

von ca. 2 Meter unter GOK reichende

Chrombelastung angetroffen. Die

höchsten Konzentrationen – bis zu

33.000 mg/kg – wurden dabei in

den ehemaligen Absetzbecken

nachgewiesen. Die „normale”,

flächenhaft auftretende Verunreini-

gung mit Chrom lag aber deutlich

niedriger.

Neben Chrom wurden stellenweise

noch auffällig hohe Konzentratio-

nen an Quecksilber, Barium, Arsen

und mineralölartigen Kohlenwasser-

stoffen im Boden beobachtet. Trotz

dieser festgestellten Bodenverunrei-

nigung konnte eine signifikante

Belastung des Grundwassers bisher

nicht erfasst werden.

Obgleich die festgestellten Schad-

stoffkonzentrationen im Boden und

ihre Wirkung auf die Schutzgüter

Boden und Grundwasser keine akute

Gefährdung ergeben, stellt der Stand-

ort eine Altlast im Sinne des Bundes-

Bodenschutzgesetzes (BBodSchG)

dar. Im Hinblick auf die geplante

Nutzung als Wohngebiet muss daher

eine Sanierung bzw. Flächenauf-

bereitung erfolgen. Dies beinhaltet

auch den Rückbau der noch auf

dem Gelände befindlichen, ehema-

ligen Gebäude und Betriebseinrich-

tungen, in denen bereichsweise

erhöhte Schadstoffwerte – z. B.

erhöhte PCB-Konzentrationen im

Wandanstrich bzw. Putz der Gerberei –

festgestellt wurden.

Abb. 3: Blick in eine Produktionshalle

Altlastensanierung
            und Flächenrecycling
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Vorgehensweise

Der Altstandort ist Teil des insge-

samt ca. 7 Hektar großen Bebau-

ungsplanes Nr. 50 „Imsande”.

Insgesamt sollen hier 110 Wohn-

einheiten entstehen, davon 45 auf

der Altstandortfläche. Eine Umset-

zung dieses Bebauungsplans ist

aber erst möglich, wenn eine Sanie-

rung des Standortes ein „gesundes

Wohnen” im Umfeld zulässt. Die

Stadt Halle hat deshalb beim AAV

die Aufbereitung des Geländes als

Maßnahme nach § 2 Abs.1 Nr.2

des Gesetzes über die Gründung

des Verbandes zur Sanierung und

Aufbereitung von Altlasten Nord-

rhein-Westfalen beantragt. Nach

der Zustimmung aller Gremien wurde

der öffentlich-rechtliche Vertrag

hierzu im März 2004 geschlossen.

Darin wurde vereinbart, dass die

Kosten für die Durchführung der not-

wendigen Maßnahmen zur Sanierung

und Aufbereitung des Geländes für

die vorgesehene Wohnbebauung von

beiden Seiten (Stadt Halle/AAV) je

zur Hälfte getragen werden. Der

Erlös aus der späteren Vermarktung

soll im gleichen Verhältnis aufgeteilt

werden.

Da die vorliegenden Gutachten aus

den Jahren vor den zwischenzeitlich

in Kraft gesetzten bodenschutzrecht-

lichen Vorgaben stammen, mussten

zunächst ergänzende Sanierungsun-

tersuchungen gemäß § 13 BBodSchG

bzw. Anhang 3 Bundes-Bodenschutz-

Verordnung (BBodSchV) erfolgen.

Hierzu gehören u. a. Untersuchun-

gen zur Abgrenzung der Sanierungs-

bereiche sowie die Errichtung,

Beprobung und Analyse zusätzlicher

Grundwassermessstellen.

Das Ziel ist die Erstellung eines Sa-

nierungsplanes gemäß § 13 BBodSchG

und § 6 BBodSchV. Hierzu ist es

erforderlich, die bereits vorhandenen

Unterlagen und Erkenntnisse auszu-

werten sowie notwendige, ergänzen-

de Untersuchungen zu planen, vorzu-

bereiten und umzusetzen. Darüber

hinaus sind weitere Untersuchun-

gen für den Rückbau einschließlich

der Entsorgung der auf dem Gelände

befindlichen Gebäude vorzusehen.

Inzwischen hat eine Gutachteraus-

wahl in Anlehnung an die Verdingungs-

ordnung für freiberufliche Leistun-

gen (VOF) stattgefunden, der Auftrag

für die Ingenieurleistungen wurde

erteilt. Zurzeit finden die ergänzen-

den Sanierungsuntersuchungen

sowie die notwendigen Baustoffprü-

fungen statt, sodass der ehrgeizige

Zeitplan mit einem geplanten Ab-

schluss der Sanierungen Ende 2005

bisher eingehalten werden kann.

Dann verfügt die Stadt Halle über

ein neues, attraktives Wohnbauge-

biet in der Nähe des Ortskerns und

hat eine Altlast weniger.

Altlastensanierung
            und Flächenrecycling
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Zur Geschichte

Von 1910 - 1922 recycelte die

ECF zunächst mithilfe eines elektro-

chemischen/elektrolytischen Ver-

fahrens Zinn aus verzinnten Weiß-

blechabfällen und stellte verschie-

dene Zinnpräparate her. 1922 be-

gann die ECF mit einem neuen Pro-

duktionszweig, der lange den Schwer-

punkt der Erzeugung bildete: Die

Herstellung von Eiweißleim aus Le-

derresten. Im 2. Weltkrieg musste

die Produktion unterbrochen werden,

ab 1946 wurde die Leimherstellung

wieder aufgenommen.

Sanierung einer Industriebrache

Die Altlast ECF Kempen und ihre Beseitigung
Hauptproduktionszweige waren:

Als die ECF Mitte der 80er-Jahre

wegen Insolvenz geschlossen wurde,

ging das Grundstück in den Besitz

der Wirtschaftsförderungsgesell-

schaft (WFG) Kempen über –

nachdem die eigentlichen Erben

offenbar mit gutem Grund verzich-

tet hatten.

Das schädliche Erbe der ECF

Die wichtigsten Rückstände aus der

Produktion der ECF sind:

1. Die an vielen Stellen des

    Geländes nach Beendigung der

    Produktion 1985 noch vorhan-

    denen Ansammlungen an Leder-

    resten. Sie wurden während

    einer Sicherungsmaßnahme

    zu einem temporären Bauwerk

    zusammengeschoben, der so

    genannten Lederlappenhalde.

Die Leim-Produktion aus Leder

resten bzw. deren Abfallprodukt:

Es handelt sich um eine so ge-

nannte “Rückgerbung”, bei der

die mit chromgegerbten und

durch Pentachlorphenol (PCP;

die Produktion des langlebigen,

lebertoxischen und kanzeroge-

nen Stoffes ist hierzulande schon

seit langem verboten) konser-

vierten Lederreste durch Kochen

entchromt und entleimt wurden.

Während die nicht aufgeschlos-

senen Hautsubstanzen sowie

das Chrom in Form von Chrom-

hydroxid als Abfall anfielen, wur-

de die Leimbrühe abgetrennt,

eingedampft, eingedickt und

luftgetrocknet, sodann versand-

fertig in Säcke verpackt und in

einer Lagerhalle gelagert. Nach-

dem die Nassverbrennungsanlage

(zur Rückgewinnung des Chrom-

sulfats aus Chromhydroxid) über

das Versuchsstadium nicht

hinauskam, wurden bis 1969

die pastösen Rückstände im Be-

reich der Halden I-VII deponiert.

Wegen der zahlreichen Beschwer-

den der Anwohner über den

üblen Geruch, ging man zu einer

Trommeltrocknung über: Das

staubförmige Granulat wurde

auf der Halde VIII deponiert.

Die Produktion der Waschroh-

stoffe und deren Abfallprodukte:

Zumeist handelt es sich ebenfalls

um pastöse Rückstände bzw.

Fehlchargen, die tensidische Lö-

sungsmittel (bzw. Lösungsvermitt-

ler) und BTEX (Benzol, Toluol,

Ethylbenzol, Xylol) enthalten.

Vorspann

Das rund 45.000 m2 große Gelände

der seit zwei Jahrzehnten stillge-

legten ehemaligen „Elektrochemi-

schen Fabrik” (ECF) in Kempen

stellt die zurzeit größte Altlast des

Kreises Viersen dar. Hier sind jahr-

zehntelang chrom-, PCP- und lö-

sungsmittelbelastete Abfälle aus

der firmeneigenen Produktion de-

poniert worden. Nach einer langen

Untersuchungs- und Planungs-pha-

se hat nun am 1.6.2004 die Sanie-

rungsdurchführung begonnen. Durch

eine gemeinsame Anstrengung von

AAV, Kreis Viersen, Stadt Kempen

und Land NRW werden Boden und

Grundwasser zurzeit saniert. Die

endgültige Beseitigung der Scha-

densquellen soll im Ergebnis dazu

führen, dass das Gelände anschlie-

ßend wieder als attraktiver Indu-

striestandort zur Verfügung steht.

Klebstoffe/Eiweißchemie (z. B.

Gelatine, Synthetische Leime)

Waschrohstoffe (z. B. Alkylben-

zolsulfate, Emulgatoren)

Textilhilfsmittel (z. B. Bleich-

und Weichmacher, Beschich-

tungsmittel)

Lederhilfsmittel (z. B. Konser-

vierungs- und Fettungsmittel,

Emulgatoren)

Chemische Reinigungsmittel

(z. B. Reinigungsverstärker,

Imprägnierungs- und Flamm-

schutzmittel)

2.

3.

Altlastensanierung
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Textil- und Lederhilfsmittel sowie

Klebstoffe wurden mit jährlich etwa

50.000 t hergestellt, gegenüber

Leim und Waschmitteln mit zusam-

men 30.000 t. Die Abfallreste sind

quantitativ entsprechend weniger

bedeutsam, wenn auch nicht weni-

ger umweltrelevant.

Die Ablagerung der
Produktionsrückstände

Das Zinnrecycling bzw. die Produk-

tion von Zinnpräparaten hinterlie-

ßen im Bereich der Produktions-

gebäude zinnverunreinigte Böden,

die aber zwischenzeitlich bereits

ausgekoffert und entsorgt wurden.

In den Halden I, II, III, IV, V, VII

lagern hauptsächlich die pastösen

Rückstände aus der Leimproduktion.

Die Halden wurden ursprünglich als

Nassbeete lang gestreckt kassetten-

förmig im Boden angelegt. In der

Halde VI lagern zusätzlich zu pas-

tösem Material aus der Leimproduk-

tion die Reste aus der Waschmittel-

produktion; entsprechend ist hier

zusätzlich mit Tensiden und Lösungs-

mitteln zu rechnen. Die Bodenkas-

setten wurden in den quartären

Sanden und Kiesen ohne jede Abdich-

tung angelegt und bis über die Ge-

ländeoberkante angefüllt. Bei dem

pastösen Material kam es naturge-

mäß immer wieder zu Setzungs-

erscheinungen und dann zu Neube-

füllungen, eventuell mit anderer

Materialzusammensetzung.

Im Zentralbereich des ECF-Geländes

befand sich das so genannte Fasslager,

das während der Räumarbeiten bereits

entsorgt wurde. Durch unsachgemä-

ßen Umgang bzw. Korrosion der Fäs-

ser trat über Jahre eine Kontamination

von Boden und Grundwasser ein.

Fasslager auf dem ECF-Gelände im Jahr 1983

Die Lederlappenhalde entlang des Bahndammes

Blick über das Gelände zu Beginn der Arbeiten im Sommer 2004

Altlastensanierung
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Die Grundwasserbelastungen

Die Bodenkassetten der Halden wur-

den aus statischen Gründen jeweils

im Trockenen errichtet, d. h. sie wur-

den maximal bis zur Höhe des da-

maligen Grundwasserstandes ausge-

baggert. Bei steigendem Grundwas-

serstand wird das kontaminierte

pastöse Material von Grundwasser

durchströmt.

Gleichzeitig erfolgte über lange Zeit-

räume ein Sickerwasseraustritt

durch Niederschlagswasser in den

Grundwasserkörper, sodass ein kom-

plexer Grundwasserschaden einge-

treten ist. Aufgrund der hohen Schad-

stoffmobilität, der fehlenden bzw.

geringen Schutzfunktion der unge-

sättigten Bodenzone und den hohen

Schadstoffgehalten in den Produk-

tionsrückständen findet ein dauer-

hafter Schadstoffeintrag in das Grund-

wasser statt, der eine Sanierung un-

umgänglich macht.

Die Sanierung

Nach einer umfangreichen Untersu-

chung des ECF-Geländes im Rahmen

der Sanierungsuntersuchung nach

BbodSchG und BbodSchV sowie

der Aufstellung eines Sanierungs-

planes fanden ab Herbst 2003 die

notwendigen Vergabeverfahren für

Erdbau, Entsorgung und Transport,

Ingenieurleistungen und die spezi-

ellen Untersuchungen im Hinblick

auf Geruch und organische Belastun-

gen des Materials statt. Im Frühjahr

2004 wurden die ausgewählten Unter-

nehmen beauftragt, sodass nach

einer Probephase der reguläre Sanie-

rungsbetrieb am 1.6.2004 starten

konnte.

Im vorliegenden Sanierungsplan

werden die Maßnahmen für

a) die Haldensanierung
    Auskofferung der Produktions-

    rückstände und der höher kon-

     taminierten mineralischen Massen

    und Entsorgung auf einer Son-

    derabfalldeponie sowie die Um-

    lagerung geringer kontaminierter

    Massen auf dem Standort und

b) die Grundwassersanierung
    als pump-and-treat-Maßnahme

    im Grundwasserabstrom mit

    Reinfiltration zur Sauerstoffan-

    reicherung und mikrobiologi-

    schen Stimulierung im Grund-

    wasseranstrom festgeschrieben.

Um eine mögliche Geruchsbildung

zu minimieren werden Mischnebel-

sprühanlagen eingesetzt. So konnten

die Arbeiten am ersten Durchfüh-

rungsabschnitt der Halde VII zügig

ausgeführt werden. Bisher wurden

bereits 10.000 Tonnen Schlamm

und mineralische Abfälle entsorgt.

Für die Entsorgung des Materials

der Lederlappenhalde wurde auf-

grund der mikrobiellen Belastung

der abgelagerten Lederlappen die

thermische Entsorgung als Entsor-

gungsweg festgelegt. Ca. 4.000

Tonnen Material sollen dazu im

August/September 2004 verbrannt

werden. Gleiches gilt für ca. 1.500

Tonnen Lederlappenreste, die in

und auf Halde III lagern. Auch diese

werden thermisch entsorgt.

Anfang 2005 wird die Grundwasser-

reinigungsanlage ihren Probebetrieb

aufnehmen und nach einer ca. zwei-

monatigen Einfahrzeit den eigentli-

chen Sanierungsbetrieb aufnehmen.

Zur Minimierung der Geruchsbelästigung werden Sprühnebelkanonen eingesetzt

Altlastensanierung
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Mit dem Abschluss der Haldensa-

nierung einschließlich der Flächen-

recyclingmaßnahmen sowie der Her-

stellung einer Erschließungsstraße

ist zu Beginn des Sommers 2005

zu rechnen. Der Betrieb der Grund-

wasserreinigungsanlage wird voraus-

sichtlich bis zum Jahr 2009 dauern.

Gemeinsam bringen die vier Partner

AAV NRW, Stadt Kempen, Wirt-

schaftsförderungsgesellschaft (WFG)

im Kreis Viersen und der Kreis Viersen

zehn Millionen Euro auf, um das

ECF-Gelände zu sanieren und den

Weg für neue Industrieansiedlun-

gen frei zu machen. Der AAV trägt

mit 80 Prozent den größten Anteil

der Sanierungskosten. Die übrigen

20 Prozent teilen sich die Stadt

Kempen, der Kreis Viersen und die

WFG. Die Grundwassersanierung

ist mit weiteren 4,6 Millionen Euro

veranschlagt; 80 Prozent davon zahlt

das Land NRW.

Ziel der Gesamtmaßnahme ist es

zum einen die Umweltgefahren für

Mensch, Boden und Grundwasser

zu beseitigen und zum anderen

eine bislang nicht nutzbare Brache

als neue Fläche innerhalb eines

bestehenden Industrie- und Gewerbe-

gebietes dem Wirtschaftskreislauf

wieder zuzuführen. Mit einer zügigen

Vermarktung des Geländes durch

die WFG nach der Sanierung ist auf-

grund bereits vorliegender Anfragen

von Kaufinteressenten zu rechnen.

Lageplan mit Kontaminationsbereichen, Grundwassermessstellen,
Grundwasserfließrichtung
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Zur Vorgeschichte

Auf einem 7.500 qm großen Grund-

stück in einer ansonsten schön

gelegenen Wohn- und Grüngegend

in Essen war von Mitte der 50er bis

Mitte der 80er Jahre ein chemischer

Kleinbetrieb ansässig. Gegenstand

der Geschäftstätigkeit war die La-

gerung verschiedener Chemikalien

in großen Tanks und deren Mischung

und Abfüllung in kleinere Gefäße

zum weiteren Verkauf. Hergestellt

und vertrieben wurden z. B. Farben,

lösungsmittelhaltige Produkte für

den Anstreicherbedarf, Reinigungs-

mittel, Rostumwandler und Holz-

schutzmittel.

Bereits Ende der 70er Jahre waren

die Behörden durch Hinweise besorg-

ter Anwohner auf das ungepflegte

und verwahrloste Betriebsgelände

aufmerksam geworden und erließen

entsprechende Ordnungsverfügun-

gen gegen den Inhaber der Firma.

Wenig später wurde auch die Verun-

reinigung des nahe gelegenen Gim-

kenbaches entdeckt; deren Verursa-

chung durch den Betrieb aber erst

im Jahr 1984 nachgewiesen werden

konnte. Etwa zu diesem Zeitpunkt

wurde der Betrieb eingestellt. Der

Inhaber verstarb im Jahr 1986, noch

bevor ein gegen ihn eingeleitetes

staatsanwaltliches Ermittlungsverfah-

ren abgeschlossen werden konnte.

In den Jahren 1988/89 führte die

Stadt eine Gefährdungsabschätzung

durch, die eine starke Belastung des

Bodens, der Bodenluft und des Grund-

wassers vornehmlich mit organischen

Lösungsmitteln und Mineralöl ergab.

Im Jahr 1990 wurde die Altlast

„Schönebecker Schlucht” beim AAV

angemeldet und in den Maßnahmen-

plan aufgenommen.

Bei der anschließenden Sanierungs-

untersuchung wurde im Grundwas-

ser eine ca. 10 cm mächtige auf-

schwimmende Kohlenwasserstoff-

phase festgestellt, die in den Jahren

1993-1994 in einer Sofortmaßnah-

me entfernt wurde. Im Jahr 1994

wurde in einer ersten Sanierungs-

phase das Gelände von den Gebäu-

den und zahlreichen unterirdischen

Tanks geräumt, die teilweise noch

gefüllt waren. In den Jahren 1998

bis 2002 ergab sich in einem ab-

gegrenzten Bereich die Notwenigkeit

für weitere Grundwassersanierungs-

maßnahmen. Das aus der Sanie-

rungsuntersuchung resultierende

Sanierungskonzept erwies sich

wegen der hohen Kosten als nicht

umsetzbar.

Die 1992 begonnene Sanierungs-

untersuchung und die im Jahre

1993/94 durchgeführte erste Kam-

pagne zur Grundwassersanierung

erfolgten ebenso wie der Rückbau

der Betriebsanlagen und das Ent-

sorgen der Tanks 1994 bereits

unter der Federführung des AAV

auf der Grundlage eines öffentlich-

rechtlichen Vertrages.

Ein neues Konzept

Die Ordnungsbehörde entschloss

sich wegen der Komplexität des

Falles nach In-Kraft-Treten des

neuen Bodenschutzrechtes, einen

Altlastensanierungsplan gemäß

§ 13 Bundes-Bodenschutzgesetz

zu erstellen. Nach einem Vergabe-

verfahren mit europaweiter Aus-

schreibung konnte die Erarbeitung

des Sanierungsplans im Jahre 2002

in Auftrag gegeben werden. Er war

Anfang 2003 fertig gestellt.

Nach der Vorprüfung aller verfügba-

ren Sanierungstechniken und -ver-

fahren wurden verschiedene Sanie-

rungsszenarien entwickelt und auf

die folgenden Kriterien untersucht

und bewertet:

-  Technische Durchführbarkeit/

   Ausführungssicherheit,

-  Erreichen der Sanierungsziele,

-  Auswirkungen auf Dritte

   (Anwohner, Flächennutzung),

-  Kosten-Nutzen-Verhältnis.

Das so zustande gekommene Sanie-

rungskonzept besteht aus einer

Kombination von mehreren Siche-

rungs- bzw. Sanierungselementen:

-  Der Quellaustritt des Gimken-

   baches wird in einem Dränage

   bauwerk gefasst; das schadstoff-

   haltige Wasser wird in einer

   Reinigungsanlage dekontaminiert

   und dem Bachlauf wieder zuge-

   führt; der verunreinigte Boden

   des Bachbettes wird aufgenom-

   men und entsorgt.

Sanierung eines Altstandortes

Sanierung eines chemischen Kleinbetriebes in
Essen-Schönebeck
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-  Die lösungsmittelhaltige Boden-

   luft im Untergrund der Altstand-

   ortfläche wird über ein System

   von Gasdränagen und Gasfas-

   sungsbrunnen abgesaugt und

   gereinigt. Je nach Rückgang der

   Belastungen ist mit einer notwen-

   digen Absaugdauer von 2 bis

   5 Jahren zu rechnen.

-  Die verbleibenden Bodenverun-

   reinigungen auf dem Altstandort

   werden durch eine qualifizierte

   Oberflächenabdichtung dauerhaft

   gesichert. Hierfür wird oberhalb

   der Gasdränagen auf den profi-

   lierten Untergrund eine 2,5 mm

   starke Kunststoffdichtungsbahn

   verlegt und diese mit unbelaste-

   tem Boden überdeckt.

Bei der Vorbereitung des Planums

für die Abdichtung wurden auch die

vergrabenen Abfälle aus dem ehe-

maligen Betrieb sowie die Kleinbe-

hälter aufgenommen und ordnungs-

gemäß entsorgt. In einem Teilbe-

reich des Grundstücks wurden zu-

dem noch weitere hausmüllähnliche

Abfälle aufgefunden, mit denen

ebenso verfahren wurde.

Für die Herstellung des Planums

konnten Gießereialtsande Verwen-

dung finden, deren Unbedenklichkeit

attestiert ist.

-  Der Grundwasserschaden im

   Bereich der Altstandortfläche

   wird über ein System von Förder-

   und Infiltrationsbrunnen über

   einen Zeitraum von ca. 2,5 Jahren

   behandelt; das geförderte Wasser

   wird gereinigt. Die optimale Lage

   der Brunnenstandorte wurde

   anhand eines Grundwassermodells

   errechnet und überprüft. 70 %

   des gereinigten Wassers wird

Das Gelände im Jahr 1980

Bau der Dränage des Gimkenbaches im Frühjahr 2004

Bauarbeiten im Frühjahr 2004
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   dem Grundwasserleiter über die

   Infiltrationsbrunnen wieder zuge-

   führt; 30 % werden zu einer Ver-

   sickerungsmulde in Quellennähe

   geleitet.

-  Das gefasste Wasser der Gimken-
   bachquelle wird ebenfalls über

   einen Zeitraum von ca. zwei

   Jahren gefördert und in der Anlage

   gereinigt. Das Dränagebauwerk

   ist zudem mit einer zusätzlichen

   passiven Sicherung ausgestattet

  (Polizeifilter mit Aktivkohlefüllung).

   Während der aktiven Quellwasser-

   sanierung über die Reinigungsan-

   lage dient diese zunächst als

   zusätzliches Sicherheitselement,

   damit bei einem evtl. Ausfall der

   Pumpen der jetzt unbelastete

   Boden in der neu modellierten

   Quelle nicht erneut kontaminiert

   wird. Bei regulärem Pumpbetrieb

   erreicht das Dränagewasser den

   Polizeifilter nicht. Nach Ablauf

   der aktiven Wasserreinigung wird

   die Aktivkohle die Restbelastun-

   gen des Quellwassers adsorbie-

   ren. Die austauschbare Aktivkoh-

   lefüllung ist auf eine Standzeit

   von ca. 20 Jahren (in Abhängig

   keit der tatsächlichen Restbe-

   lastung) ausgelegt.

-  Die Rekultivierung des Altstand-

    ortes erfolgt über eine Flächenein-

   grünung und die Pflanzung von

   einigen Gehölzgruppen (Sträuchern).

   Im Umfeld der Bachquelle werden

   neun einheimische Bäume ge-

   pflanzt. Abgesehen von der Ansaat

   der neuen Böschungen am Dränage-

   bauwerk erfolgen hier keine weiteren

   Begrünungsmaßnahmen, da nach

   den Vorgaben des Naturschutzes

   die weitere Vegetationsentwicklung

   der Natur selbst überlassen

   werden soll.

Die baulichen Maßnahmen zur Sanie-

rung wurden in der Zeit von Novem-

ber 2003 bis Juni 2004 ausgeführt.

Das geförderte verunreinigte Bach-

wasser und das Wasser aus einem

Schutzbrunnen vor dem Quellbe-

reich werden in der ersten Zeit

über eine provisorische Wasserreini-

gungsanlage geleitet. Die reguläre

Gas- und Wasserreinigung steht

nach Ausschreibung und Installation

ab September 2004 zur Verfügung.

Wegen der komplexen Standortver-

hältnisse (Hydrogeologie, Hydroche-

mie) wurde eine Schadstoffausbrei-

tungsprognose sowie eine Abschät-

zung von sanierungstechnischen

Eingriffen in das Grundwasserregime

mithilfe eines Grundwassermodells

vorgenommen (dreidimensionales,

instationäres Transportmodell). Das

Grundwassermodell diente als Grund-

lage für eine Risiko- und Eingriffs-

prognose für den Wirkungspfad

„Grundwasser” ebenso wie zur Opti-

mierung der Ansatzpunkte für die

Sanierungsbrunnen.

Der Flächennutzungsplan weist für

den zur Straße hin gelegenen Grund-

stücksteil eine Bebauungsmöglich-

keit aus. Der größere Teil des ehe-

maligen Betriebsgrundstücks liegt

in einer Verbandsgrünfläche, die

künftig von jeder Bebauung frei zu

halten ist. Der Bereich der Bach-

quelle gehört zu dem förmlich fest-

gesetzten Naturschutzgebiet „Schö-

nebecker Schluchttal”.

Kosten der Sanierung

Die grundlegende Sanierung in den

Jahren 2003 und 2004 wird durch

den Altlastensanierungs- und Alt-

lastenaufbereitungsverband NRW

(AAV), der die Maßnahme trägt,

gemeinsam mit der Stadt Essen

durchgeführt. Grundlage für diese

Zusammenarbeit bildet ein öffent-

lich-rechtlicher Vertrag, der im Som-

mer 2003 abgeschlossen wurde.

Die Kosten für diese Maßnahmen

belaufen sich auf ca. 2,5 Millionen

Euro, von denen der AAV 80 %

übernimmt.

Alle übrigen Bearbeitungs- und

Untersuchungsschritte hat die Stadt

Essen mit einer 80-prozentigen

Förderung aus dem Landeshaushalt

abgewickelt. Einschließlich der

grundlegenden Sanierung 2003/

2004 sind für Untersuchungen und

die früheren Teilsanierungen insge-

samt 3,9 Millionen Euro aufgewen-

det worden.

Verlegung der Kunststoffdichtung
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Nutzungsgeschichte

Nördlich des heutigen Zentrums

von Mülheim an der Ruhr befand

sich im jetzigen Stadtteil Epping-

hofen von 1845 bis 1873 die Zink-

hütte „Vieille Montagne”. Hier wur-

den aus den Erzen Galmei und Zink-

blende geröstete Zinkblende, Roh-

zink und Zinkweiß produziert. Nach

nur 27-jähriger Produktionszeit wur-

de der Betrieb geschlossen, wobei

als Gründe neben den infrastruktu-

rellen Engpässen bereits damals

umweltbedingte Probleme genannt

worden sind. Abfälle aus der Verhüt-

tung sowie die Feuerungsaschen

der Zinkhütte wurden damals in

den Randbereichen der Produkt-

ions- und Verwaltungsgebäude zu

großen Halden aufgeschüttet.

Nach Schließung der Hütte wurde

das Gelände nach und nach als

Mischgebiet erschlossen. Dabei

verteilte man offensichtlich im Zuge

der Erschließung des Gebietes und

den damit verbundenen Bautätigkei-

ten die schadstoffbelasteten Rest-

stoffe weiträumig in das Umfeld.

Sanierung bewohnter Altlasten

Die Sanierung des Kinderspielplatzes auf dem
Standort der ehemaligen Zinkhütte Eppinghofen
in Mülheim an der Ruhr

Aus diesen Gründen geht der von

den zinkhüttenbedingten Rückstän-

den betroffene Bereich weit über

den eigentlichen Betriebsstandort

hinaus.

Heute wird dieser Bereich vorwie-

gend als Wohngebiet mit Gärten,

Grünflächen, Kleingewerbe und Kin-

derspielflächen genutzt. Auch der

einzige große Kinderspielplatz der

Umgebung liegt im Gebiet der Auf-

füllungen. Eine Übersicht der unter-

schiedlichen Nutzungsarten im betrof-

fenen Bereich zeigt folgende Tabelle:

Gefahrenpotenzial

Die Hinterlassenschaften der Zink-

hütte gerieten über die vielen Jahre

in Vergessenheit. So lässt sich even-

tuell erklären, weshalb die Stadt

Mülheim erst im Jahr 1995 Anhalts-

punkte für das Vorhandensein einer

Altlast durch die Existenz und Lage

der ehemaligen Zinkhütte erhielt.

Mit den daraufhin durchgeführten

Untersuchungen zur Gefährdungs-

abschätzung wurden die Verbrei-

tung der zinkhüttenspezifischen Ab-

lagerungen auf einer Fläche von ca.

15 Hektar und in einer Mächtigkeit

von maximal sieben Metern nachge-

wiesen. Dabei stellte man in den

angetroffenen Anschüttungen, die

vorwiegend aus Aschen und Schlak-

ken bestehen, durchweg hohe Gehalte

an Blei, Zink und Cadmium, Kupfer

und Quecksilber fest.

Der Spielplatz während der Sanierung
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Im Zuge der detaillierten Gefähr-

dungsabschätzung wurden unter

Berücksichtigung der bodenschutz-

rechtlichen Vorgaben die Wirkungs-

pfade Boden – Mensch, Boden –

Nutzpflanze – Mensch und Boden –

Grundwasser untersucht. Die Unter-

suchungen bestätigten durchweg

die hohen Schadstoffgehalte. So

wurden z. B. in den oberflächen-

nahen Bodenhorizonten des Kinder-

spielplatzes Blei-Gehalte von bis zu

4.710 mg/kg, Arsen von maximal

44 mg/kg und Zink mit maximal

10.300 mg/kg nachgewiesen. Auf

fast allen Flächen waren die tole-

rierbaren, aufgrund von Modellan-

nahmen errechneten möglichen

Blutbleigehalte wegen der hohen

Resorptionsverfügbarkeit des Bleis

deutlich überschritten. Für Arsen

und Cadmium waren vergleichbare

Ergebnisse auf einer Vielzahl von

Grundstücken festzustellen, aller-

dings mit einer größeren Schwan-

kungsbreite.

Neben dem Direktpfad Boden –

Mensch wurde auch der Wirkungs-

pfad Boden – Nutzpflanze bewertet,

da im Untersuchungsgebiet auf eini-

gen Grundstücken Nutzpflanzenan-

bau stattfand. Hierfür wurden Unter-

suchungen zur Pflanzenverfügbar-

keit durchgeführt, wobei Überschrei-

tungen der Prüf- und Maßnahmen-

schwellenwerte für die Parameter

Blei und Cadmium nachgewiesen

wurden.

Auch die Untersuchungen zum Wir-

kungspfad Grundwasser ergaben,

dass das Grundwasser beim Durch-

strömen der von den zinkhütten-

spezifischen Ablagerungen betrof-

fenen Fläche deutlich mit Schwer-

metallen, insbesondere Zink und

Cadmium, belastet wird. Im Zentral-

bereich der Altlast, im Bereich des

so genannten „geologischen Fen-

sters”, in dem die ansonsten im

Untersuchungsgebiet vorhandenen

abdichtenden Sedimente fehlen,

wurden die höchsten Zink- und

Cadmiumgehalte nachgewiesen.

Diese bindigen Deckschichten ver-

hindern, dort wo sie vorhanden

sind, das Eindringen der Schadstof-

fe in das Grundwasser. Dies ist vor

allem bedeutsam, da im Abstrom-

bereich des Altstandortes in ca.

500 Meter Entfernung das Wasser-

werk Styrum-Ost liegt.

Die nachgewiesenen Belastungen -

insbesondere des Bodens - mach-

ten Sanierungsmaßnahmen erfor-

derlich.

Am 14.5.2004 wurde der Spielplatz...

Im Frühjahr konnten die neuen Geräte aufgestellt werden

Altlastensanierung
            und Flächenrecycling
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An der Sanierung des Kinderspiel-

platzes war der AAV mit einem An-

teil von 500.000 € beteiligt; der

Restbetrag wird über Fördermittel

des Landes Nordrhein-Westfalen

und durch Mittel der Stadt Mülheim

aufgebracht.

Der Kinderspielplatz war bereits seit

mehreren Jahren aufgrund der nach-

gewiesen hohen, oberflächennahen

Belastungen von der Stadt Mülheim

gesperrt worden. Er ist innerhalb

des Sanierungsgebietes der einzige

große Spielplatz für die dort woh-

nenden Kinder. Die zeitlich vorge-

zogene Sanierung des Spielplatzes

war auch deswegen wichtig, weil

„Ausweichspielmöglichkeiten” in den

Gärten der Wohnhäuser im Zuge

der weiteren Sanierungsarbeiten

wegfallen und somit der Platz für

die nächste Zeit die einzige Spiel-

möglichkeit darstellt.

Die Sanierung

Als Sanierungsmaßnahme wurde

ein Bodenaustausch vorgesehen,

der ausschließlich auf den nicht

nachhaltig versiegelten Flächen

derjenigen Grundstücke erfolgt,

für die eine Gefahrenfeststellung

hinsichtlich des Wirkungspfades

Boden – Mensch besteht. Dabei wur-

de die Austauschtiefe in den Wohn-

gärten auf 100 cm, bei den anderen

Flächen auf 35 cm festgelegt.

Die gesamte Sanierungsmaßnahme

erfolgt aus logistischen Gründen in

zwei Bauabschnitten. Im Rahmen

des ersten Bauabschnittes, bei dem

die Sanierungsarbeiten im Oktober

2003 begannen, wurden der Kinder-

spielplatz sowie weitere räumlich

und zeitlich im Zusammenhang mit

den Sanierungsarbeiten stehende

Grundstücke saniert.

Die Arbeiten begannen im Herbst

zunächst mit der Rodung der nicht

schützwürdigen Bäume und Sträucher.

Die Arbeiten zum Auskoffern des

kontaminierten Bodens und dem

anschließenden Wiedereinbau von

sauberem Boden fanden in den nach-

folgenden Wintermonaten statt. Mit

der Wiederherstellung des Gelän-

des wurde unmittelbar nach den

Sanierungsarbeiten begonnen. Die

Arbeiten wurden durch den Aufbau

neuer Spielgeräte „gekrönt”, die von

der eigenbetriebsähnlichen Einrich-

tung „Mülheimer Grün und Wald“

der Stadt finanziert wurden. Somit

konnte zu Beginn der warmen Jahres-

zeit der Spielplatz den Kindern

wieder übergeben werden. Die offi-

zielle Einweihung des neu gestalte-

ten Kinderspielplatzes fand am

14.05.2004 statt. Seitdem wird er

von den Kindern rege angenommen.

...wieder den Kindern übergeben.

Altlastensanierung
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Der AAV hat mit dem Kreis Wesel

im Mai 2004 einen öffentlich-recht-

lichen Vertrag zur Weiterführung

und Optimierung einer Grundwasser-

sanierung im Bereich eines Altstand-

ortes einer ehemaligen chemischen

Reinigung in Kamp-Lintfort ge-

schlossen.

Bei dem Altstandort handelt es sich

um die ca. 700 m2 große Betriebs-

fläche einer ehem. chemischen Rei-

nigung in Kamp-Lintfort, die durch

den jahrelangen Betrieb eine groß-

flächige Verunreinigung des Bodens

und des Grundwassers mit CKW

(hauptsächlich Tetrachlorethen -

Trichlorethen und cis-Dichlorethen

nur untergeordnet) verursacht hat.

Bild 1 zeigt schematisch die Situa-

tion vor Beginn der Sanierungsmaß-

nahme im Jahr 1997.

Auf Grund der sehr hohen Schad-

stoffbelastungen im Boden (max.

400 mg/kg CKW) und im Grund-

wasser (max. 88.000 µg/l) wurden

vom Kreis Wesel mit finanzieller

Unterstützung des Landes Sofort-

maßnahmen eingeleitet.

Die seit 1997 laufende Grundwas-

sersanierung hat zu einem Abrei-

ßen der Fahne im Unterstrom ge-

führt. Im Schadenszentrum konnten

die Gehalte an CKW deutlich redu-

ziert werden. Aktuell werden CKW-

Gehalte bis zu 27.000 µg/l gemes-

sen. Trotz der erzielten Sanierungs-

erfolge ist für den Bereich des Alt-

standortes immer noch ein erhöhter

Handlungsbedarf zur Sanierung des

Grundwassers gegeben.

Es ist davon auszugehen, dass sich

die aktuelle Belastungssituation bis

auf weiteres auch bei Fortführung

der laufenden Sanierungsmaßnah-

men nicht wesentlich verbessern

wird. In ca. 8 bis 9 m Tiefe befindet

sich eine Tonlinse, die den Aquifer

im Bereich des Altstandortes in zwei

Bereiche unterteilt. Festzustellen

ist, dass sich die höchsten Belastun-

gen auch heute noch oberhalb der

Tonlinse befinden, so dass sich die

Sanierungsmaßnahmen auf diesen

Bereich konzentrieren. Insgesamt ist

aufgrund der Untersuchungsergeb-

nisse davon auszugehen, dass sich

relevante Anteile an CKW in der Ton-

linse befinden.

Der AAV und der Kreis Wesel wer-

den im Rahmen der Weiterführung

der Sanierungsmaßnahme ein Pilot-

vorhaben (Laufzeit ca. 2 Jahre)

verwirklichen, um durch eine gezielte

in-situ-Maßnahme das vorhandene

Schadstoffpotenzial und damit auch

die noch verbleibende Sanierungs-

dauer für die hydraulische Sanierungs-

maßnahme deutlich zu reduzieren.

Es wurden nachfolgend genannte

Sanierungsverfahren in vorgeschal-

teten Labor- und Feldversuchen

und auf ihre Realisierbarkeit über-

prüft:

-  in-situ-Oxidation durch Infiltration

   von Natrium- oder Kaliumperman-

   ganat-Lösung

-  mikrobiologische in-situ-Sanie-

   rung durch Infiltration einer

   Melasse-Lösung.

Nach den vorliegenden Untersu-

chungsergebnissen wurden beide

Verfahren als geeignet für den

Altstandort eingestuft. Die Oxidation

bietet allerdings gegenüber dem

mikrobiologischen Abbau den ent-

scheidenden Vorteil, dass der Ab-

bau von Schadstoffen direkt nach

der Infiltration beginnt, während für

den mikrobiologischen Abbau im

Aquifer erst das passende Milieu

geschaffen werden muss, was sehr

zeitaufwändig ist. Probleme werden

bei der mikrobiologischen Sanie-

rung auch darin gesehen, dass im

Pilotvorhaben zur in-situ-Sanierung
in Kamp-Lintfort

Bild1: Situation vor Beginn der Sanierungsmaßnahmen in 1997 (schematisch)

Altlastensanierung
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Bereich des Altstandortes immer

noch sehr hohe Schadstoffbelastun-

gen von bis zu 27.000 µg/vorge-

funden werden. Eine vollständige

Mineralisierung der Schadstoffe

über mikrobielle Prozesse ist bei

den hohen Konzentrationen nur

schwer möglich.

In den Laborversuchen, die durch

TAUW b.v. in Deventer (Niederlan-

de) an repräsentativen Bodenpro-

ben durchgeführt wurden, konnte

der Matrixbedarf über SOD-Versuche

(Soil Oyxgen Demand) ermittelt

werden. Bild 2 zeigt den Versuchs-

stand mit den Kiessandproben nach

einer Reaktionszeit von 8 Tagen.

In Adsorptionsversuchen der TAUW

b.v. in Deventer (Niederlande) konnte

nachgewiesen werden, dass gelös-

tes Kaliumpermanganat über Aktiv-

kohle effektiv entfernt werden kann.

Bis heute wurden vom Kreis Wesel

(ohne Beteiligung des AAV) mit

finanzieller Unterstützung des Landes

ca. 800.000 € für die Sanierungs-

maßnahmen eingesetzt. Die kalku-

lierten Gesamtkosten für die geplan-

te Pilotmaßnahme belaufen sich auf

232.000 €, wovon der AAV 80%

trägt.

Bild 2: Versuchsstand mit Kiessandproben nach einer Reaktionszeit von 8 Tagen

Für die geplanten Maßnahmen ist die

vorhandene Sanierungsanlage (Bild  3)

zu modifizieren. Durch die Fortfüh-

rung der hydraulischen Maßnahme

wird sichergestellt, dass sich die

infiltrierten Substanzen nicht über

den Bereich des Standortes hinaus

ausbreiten können, da mögliche Rest-

konzentrationen über die Anlage

abgereinigt werden.

Bild 3: Seitenansicht der Grundwassereinigungsanlage in Kamp-Lintfort

Altlastensanierung
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Im Laufe der Erkundungsmaßnahmen

wurden insgesamt zehn Belastungs-

schwerpunkte identifiziert. In vier

Bereichen dominieren Verunreinigun-

gen durch Teeröle (Karbolineum)

und in vier Bereichen Lösemittel

und/oder Kraftstoffe. Auf zwei Teil-

flächen ist eine auf dem Grundwas-

ser aufschwimmende Teerölphase

vorhanden. In zwei Geländeteilen

liegen Oberbodenbelastungen mit

Schwermetallen, Bor und PAK vor.

Seit 1987 wurden auf den einzel-

nen Grundstücken Untersuchungen

und Gefährdungsabschätzungen

durchgeführt. In der anschließenden

Sanierungsuntersuchung wurden

verschiedene Sanierungsverfahren

verglichen. Es stellte sich heraus,

dass eine vollständige Entfernung

der Schadstoffe aus Boden und

Grundwasser technisch und wirt-

schaftlich nicht realisierbar ist.

Zur Gefahrenabwehr und Verminde-

rung der weiteren Ausbreitung der

Schadstoffe wurde folgende Verfah-

renskombination ausgewählt:

-  Sicherung der schwermetallbe-

   lasteten Böden im Umfeld des

   Wohngebäudes durch Abdeckung

   mit Grabesperre,

-  Oberflächenabdichtung auf Teil-

   flächen mit Verunreinigung der

   ungesättigten Zone, um eine

   Auswaschung in das Grundwas-

   ser zu unterbinden.

-  Bodenluftabsaugung auf den mit

   flüchtigen Stoffen kontaminierten

   Teilflächen,

-  Abschöpfen der Teerölphase,

-  Hydraulische Sicherung der Grund-

   wasserbelastung im direkten

   Abstrom in Kombination mit der

   Stimulierung der mikrobiologi-

   schen Abbauprozesse.

Aus technischen und organisatori-

schen Erwägungen wurde beschlos-

sen, die Maßnahmen in zwei Maß-

nahmenpakete aufzuteilen. Teil 1

des Sanierungsplans umfasst die

Maßnahmen in der ungesättigten

Zone auf dem eigentlichen Betriebs-

gelände (Bodenabdeckung und

Bodenluftabsaugung). Da hier Dritte

an den Sanierungskosten beteiligt

werden sollen, ist eine Ordnungs-

verfügung nötig. Dieses Verfahren

wird zurzeit eingeleitet, so dass die

Maßnahmen voraussichtlich innerhalb

des kommenden Jahres durchge-

führt werden können.

Die Grundwassersanierung ist in

Teil 2 des Sanierungsplans enthal-

ten und umfasst das eigentliche

Rüsges-Gelände, die Talstraße und

das EVS-Gelände (siehe Lageplan).

         Sanierung eines Altstandortes

Ehemalige Firma Rüsges in Eschweiler (Kreis Aachen)
Auf dem Gelände und im

Umfeld des ehemaligen

chemischen Betriebes der

Firma Rüsges & Co. GmbH

sind umfangreiche Verun-

reinigungen des Bodens

und des Grundwassers mit

Teeröl, Lösemitteln, PAK

sowie Schwermetallen vor-

handen. Neben der ehe-

maligen Betriebsfläche, die

heute gewerblich und zu

Wohnzwecken genutzt wird,

sind auch die abstromig

gelegene Talstraße und

ein Eisenbahngelände

(EVS-Gelände) betroffen,

auf dem sich Abfülleinrich-

tungen befanden.

Altlastensanierung
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Zur Stimulierung der mikrobiologi-

schen Abbauvorgänge ist die Errich-

tung eines hydraulischen Kreislau-

fes zwischen sieben Entnahmebrun-

nen und 144 Infiltrationslanzen

vorgesehen. Das entnommene Was-

ser wird aufbereitet und mit Sauer-

stoff und Nährstoffen angereichert

wieder dem Grundwasserleiter zu-

geführt. Zur Optimierung der Lage

der Entnahme- und Infiltrations-

stellen wird das bestehende Grund-

wasserströmungsmodell zurzeit

fortgeschrieben.

Bei der Sanierungsplanung ist zu

berücksichtigen, dass sowohl die

Schadstoffsituation als auch die geo-

logischen Verhältnisse am Standort

sehr komplex sind. Es liegen verschie-

den zusammengesetzte Gemische

unterschiedlich gut abbaubarer

Stoffe (PAK, BTEX, MKW) in den

einzelnen Teilbereichen vor. Der

Grundwasserleiter ist heterogen

aufgebaut. Unter einer Auffüllungs-

schicht ist eine Lösslehmschicht mit

schwankenden Mächtigkeiten vor-

handen, die von einer fein- bis mittel-

sandigen Schicht unterlagert wird.

In dieser Schicht sind Kiesbeimen-

gungen unterschiedlicher Korngrößen

vohanden.

Der Grundwasserleiter ist in Teilbe-

reichen gespannt, d. h. unter einer

bindigen, undurchlässigen Schicht

steht das Grundwasser unter Druck an.

Um die Verfahrensführung der mikro-

biologische Sanierung zu optimie-

ren und damit die Erfolgsaussichten

zu verbessern, sind Vorversuche in

Labor und Gelände mit Entnahme

und Untersuchung von Wasser- und

Bodenproben sowie ein Abpump-

versuch an einem Brunnen geplant.

Im Anschluss an die Laborphase ist

geplant, in den zwei oben genannten

Testfeldern eine Pilotsanierung

durchzuführen. Hierfür werden die

Entnahmebrunnen und die Wasser-

aufbereitung errichtet und die Rein-

filtration mit Nährstoffzudosierung

in den zwei Teilbereichen in Betrieb

genommen. Parallel dazu wird die

Abschöpfung der Teerphase weiter-

geführt. In der einjährigen Pilotphase

wird überprüft, ob die in den Labor-

versuchen ermittelte Betriebsführung

im Gelände erfolgreich ist, bzw.

welche Veränderungen am System

vorgenommen werden müssen. Bei

positivem Verlauf der Pilotphase wird

die Sanierung auf das Gesamtgelände

ausgedehnt.

Ziel der Sanierung ist, die Neu- bzw.

Weiternutzung der Flächen des

Rüsges-Geländes und des EVS-

Geländes in überschaubaren Zeit-

räumen und unter wirtschaftlichen

Gesichtspunkten ohne eine Vermin-

derung der Umweltschutzbelange

zu erreichen.

Blick auf

das ehemalige

Betriebsgelände

Altlastensanierung
            und Flächenrecycling

Übersichtsplan stark vereinfacht

Bodenhorizonte mit
erheblichen Teeröl-,
Vergaser- und
Dieselkraftstpoff-
verunreinigungen.

Bodenhorizonte mit
Schwermetall-
verunreinigungen.

_250804



Jahresbericht 2003/200432

Zur Vorgeschichte

Im Jahr 1988 wurde der AAV als

Abfallentsorgungs- und Altlasten-

sanierungsverband NRW per Landes-

gesetz gegründet. Ein Beschluss

des Bundesverfassungsgerichtes im

Jahr 2000 erklärte die damalige

Finanzierungsgrundlage des AAV

(das so genannte Lizenzmodell)

für nichtig. Politik, Wirtschaft und

Kommunen des Landes wollten die

Arbeit des AAV jedoch fortsetzen,

weshalb Verhandlungen über eine

Lösung auf freiwilliger Basis statt-

fanden.

Aufbau und Gremien des AAV

Das Ergebnis dieser Verhandlungen

ist ein Kooperationsvertrag zwischen

Wirtschaft, Land und Kommunen in

Nordrhein-Westfalen, durch den der

Verband jährlich rund neun Mio. Euro

für seine Aufgaben erhält. Außer-

dem wurde ein neues AAV-Gesetz

(Gesetz über den Verband zur Sa-

nierung und Aufbereitung von Alt-

lasten Nordrhein-Westfalen – AAVG)

einstimmig im NRW-Landtag verab-

schiedet, das am 11. Dezember 2002

in Kraft trat und die Aufgaben des

Verbandes regelt. Damals wurde

der AAV in Altlastensanierungs- und

Altlastenaufbereitungsverband NRW

umbenannt.

Das Kooperationsmodell –
Finanzierungsgrundlage für
den neuen AAV

Am 14. November 2002 wurde der

Kooperationsvertrag von Umweltmi-

nisterin Bärbel Höhn, dem Verhand-

lungsführer der NRW-Wirtschaft Pro-

fessor Dieter Ameling und den Re-

präsentanten der kommunalen Spit-

zenverbände sowie weiteren Vertre-

tern der Wirtschaft in Nordrhein-

Westfalen unterzeichnet. Neben

dem Land und den Kommunen enga-

gieren sich in diesem Kooperations-

modell vor allem die Entsorgungs-

wirtschaft, Unternehmen der che-

mischen und der Stahlindustrie

sowie die RWE Power AG.

Der Kooperationsvertrag ist unbe-

fristet angelegt, kann aber von den

Vertragsparteien erstmalig nach drei

Jahren und dann jeweils nach zwei

Jahren aufgekündigt werden. Insge-

samt werden dem Verband mit dem

Kooperationsvertrag 9,2 Mio. Euro

pro Jahr für die Sanierung von Alt-

lasten und für das Flächenrecycling

zur Verfügung stehen. Diese Mittel

werden jeweils zur Hälfte vom Land

Nordrhein-Westfalen, von Unterneh-

men im Land sowie den nordrhein-

westfälischen Kommunen aufge-

bracht. Hinzuzurechnen ist der Eigen-

behalt der Kommunen, den diese

bei der Altlastensanierung mit dem

AAV zu leisten haben. In der Regel

handelt es sich dabei um 20 % der

Kosten.

Das AAV-Gesetz, das am 11. Dezem-

ber 2002 in Kraft trat, ist die recht-

liche Grundlage, auf die der Verband

seine Aktivitäten stützt.

Aufbau und Gremien des AAV



Jahresbericht 2003/2004 33

Die Mitglieder

Der „neue” AAV ist – ebenso wie

das Vorgängermodell - als sonder-

gesetzlicher Verband eine Körper-

schaft des öffentlichen Rechts, die

sich selbst verwaltet.

Als AAV- Mitglieder sind im AAV-

Gesetz aufgeführt:

-  Freiwillige Mitglieder, das sind

   alle juristischen Personen des

   Privatrechts und Vereinigungen

   von juristischen Personen, die

   sich auf Grundlage der Koopera-

   tionsvertrages zu freiwilligen Bei-

   trägen gegenüber dem Verband

   verpflichtet haben;

-  die Kreise und kreisfreien Städte,

-  das Land Nordrhein-Westfalen.

Natürliche und juristische Personen

sowie Körperschaften des öffentlichen

Rechts, die nicht Mitglieder nach den

oben genannten Kriterien sind, können

die Aufnahme in den Verband bean-

tragen. Eine Aufnahmepflicht besteht

jedoch nicht. Näheres ist in der Sat-

zung des AAV geregelt.

Die Mitglieder sind in den Gremien

des Verbandes, wie z. B. dem Vor-

stand, der Delegiertenversammlung

und den Kommissionen vertreten

und wirken bei allen Entscheidungen

mit, die die Umsetzung der AAV-

Aufgaben zum Gegenstand haben.

Entscheidungen können nur mit

2/3-Mehrheit getroffen werden.

Aufbau und Gremien des AAV
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Dr. Klaus-Peter Fehlau
Ministerium für Umwelt
und Naturschutz,
Landwirtschaft und
Verbraucherschutz

NRW, Düsseldorf

Die Gremien des AAV Mitglieder des AAV-Vorstandes

Dr. Heinz Bahnmüller
Verbandsvorsitzender
Bayer Industry Services
GmbH & Co. OHG,
Leverkusen

Josef Backes
AGR
Abfallentsorgungs-
Gesellschaft
Ruhrgebiet mbH,
Essen

Gerhard Röttgen
Buchen
UmweltService GmbH,
Köln
bis Oktober 2003

Dr. Christian Schmidt

Stadt Hagen

Andreas Theuer
ThyssenKrupp
Steel AG, Duisburg

Annelie Franzen
Ministerium für Umwelt
und Naturschutz,
Landwirtschaft und
Verbraucherschutz
NRW, Düsseldorf

Prof. Dr. Wilhelm König
Ministerium für Umwelt
und Naturschutz,
Landwirtschaft und
Verbraucherschutz
NRW, Düsseldorf

Thomas Kubendorff
stv. Verbands-
vorsitzender
Kreis Steinfurt

Dr. Jochen Rudolph
Degussa AG,
Düsseldorf

Klaus Scherler
RWE Umwelt
SonderAbfallwirtschaft
GmbH, Mönchengladbach
ab November 2003

Aufbau und Gremien des AAV
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Kommission für Altlasten und
Bodenschutz

Dr. Reinhard Eisermann

Lobbe Deutschland GmbH & Co KG,

Iserlohn

Dr. Stephanus Jakobs

ThyssenKrupp Stahl AG, Duisburg

Hartmut Kropp

Kreis Viersen

Dr. Lutz-Dieter Naake

Degussa AG, Düsseldorf

Peter Ottmann

Stadt Nettetal

Leo Pasch

RWE Umwelt SonderAbfallwirtschaft

GmbH, Mönchengladbach

Andreas Reichert

Buchen UmweltService GmbH, Köln

Dr. Wolfgang Schmitt

Henkel KGaA, Düsseldorf

Carola Winkelmüller

Bayer AG, Leverkusen

Delegierte-Rechnungsprüfer

Dieter Liebig

Stadt Hattingen

Arno Frevert-von Heusinger

Schering AG, Bergkamen

Leo Pasch

RWE Umwelt SonderAbfallwirtschaft

GmbH, Mönchengladbach

Marco Richter

SITA Deutschland GmbH, Köln

bis 30.03.2004

Haushaltskommission

Harald Bayer

Stadt Wuppertal

Dr. Stephanus Jakobs

ThyssenKrupp Stahl AG, Duisburg

Klaus Scherler

RWE Umwelt SonderAbfallwirtschaft

GmbH, Mönchengladbach

bis Oktober 2003

Dr. Bernhard Schulze-Langenhorst

Rethmann Sonderabfall GmbH

& Co. KG, Lünen

Dr. Gert Schwarzlose

Shell Deutschland Oil GmbH,

Wesseling

Martin Sträßer

Förderverein AAV e. V. der

Chemischen Industrie in NRW,

Düsseldorf

Dr. Detlef Timpe

Kreis Unna

Satzungskommission

Ulrich Ebmeier

Degussa AG, Düsseldorf

bis 28.08.2003

Christian Hein

Degussa AG, Marl

seit November 2003

Michael Jaeger

Rhein-Sieg-Kreis, Siegburg

Bernhard Krämer

Buchen UmweltService GmbH, Köln

Dr. Friedrich Ossendot

Eyller-Berg Abfallbeseitigungs-

gesellschaft mbH, Kamp-Lintfort

Dr. Peter Queitsch

Städte- und Gemeindebund NRW,

Düsseldorf

Dr. Frank-Andreas Schendel

Bayer Industry Services

GmbH & Co. OHG, Leverkusen

Martina Schürmann

AGR Abfallentsorgungs-Gesellschaft

Ruhrgebiet mbH, Essen

Martin Sträßer

Förderverein AAV e. V.

der Chemischen Industrie in NRW,

Düsseldorf

Aufbau und Gremien des AAV
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Die Geschäftsstelle

Geschäftsstelle
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Mit dem PKW:

Von Norden:

Über die A1 - A43
Ausfahrt: Witten-Herbede

Von Osten:

über die A2 - A43

über die A44 - B1/A40 - A43

Ausfahrt: Witten-Herbede

Von Süden:

über die A45 - A40 - A43

Ausfahrt: Witten-Herbede

über die A2 - A40 - A43

Ausfahrt: Witten-Herbede

über die A3 - A1 - A43

Ausfahrt: Witten-Herbede

über die A42 - A43

Ausfahrt: Witten-Herbede

Mit öffentlichen
            Verkehrsmitteln

Mit der Deutschen Bahn AG
bis Essen-Hauptbahnhof.
Von dort die S3 bis zur
Endstation Hattingen/Mitte.

(Achtung: Die Haltestelle

davor heißt Hattingen/Ruhr).

Die S-Bahn fährt

im 20-Minuten-Takt.

Vom Bahnhof Hattingen

in 5 Minuten mit dem Taxi

zum AAV oder mit den

Bus-Linien 335 (Haltestelle

Industriemuseum), 358

oder CE 31 bis Haltestelle

Henrichshütte.

Den AAV finden Sie
im Gebäude des ZEK –
Zentrum für Entsorgungstechnik
und Kreislaufwirtschaft

Werksstraße 15
45527 Hattingen
Tel.: 02324 50 94-0
Fax: 02324 50 94-10
E-Mail: info@aav-nrw.de
Internet: www.aav-nrw.de

Anfahrtsskizze

So erreichen
Sie uns:

Anfahrtsskizze
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Seite 19 oben:

Kreis Viersen

Mitte und unten:

Rheinische Post

(Fotos: Werner Königs)

Seite 23, 24:

Stadt Essen

Seite 29 oben:

TAUW GmbH, Moers

Seite 31:

Kreis Aachen

Alle Übrigen  AAV

Bildnachweis

Bildnachweis




